
Allgemeine Vertragsbedingungen  Anlage 3 zum Vertrag 

Seite 1 von 6 

Allgemeine Vertragsbedingungen 

 

§ 1 Allgemeine Pflichten des Auftragnehmers 

(1) Der Auftragnehmer hat seine Tätigkeit gemäß dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und den 

öffentlich-rechtlichen Bestimmungen, über die er sich stets auf dem Laufenden zu halten hat, 

gewissenhaft auszuüben. 

 

(2) Als Sachwalter seines Auftraggebers darf der Auftragnehmer keine Unternehmer- oder 

Lieferanteninteressen vertreten. 

Der Auftragnehmer darf im Zusammenhang mit den in § 1 des Vertrages bezeichneten Leistungen 

keine Leistungen für Dritte bzw. andere Auftraggeber im Zusammenhang mit dieser Maßnahme 

erbringen, es sei denn, der Auftraggeber stimmt ausdrücklich schriftlich zu. 

Etwaige Forderungen von Dritten, insbesondere von Trägern öffentlicher Belange, hat der 

Auftragnehmer unverzüglich dem Auftraggeber schriftlich mitzuteilen. 

 

(3) Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen die schriftlichen Anordnungen und Anregungen des 

Auftraggebers zu Grunde zu legen und etwaige Bedenken hiergegen dem Auftraggeber unverzüglich 

schriftlich mitzuteilen. 

 

(4) Der Auftragnehmer darf ihm übertragene Leistungen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 

des Auftraggebers weiter vergeben. 

 

(5) Alle Erklärungen und Verhandlungen sowie die Darstellung der Ergebnisse der 

Leistungserbringung einschl. aller Zwischenschritte erfolgen in deutscher Sprache. 

 

 

§ 2 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich 

Beteiligten 

(1) Dem Auftragnehmer gegenüber ist nur die vertragsschließende Stelle weisungsbefugt, sofern im 

Einzelfall nichts anderes vereinbart ist. 

 

(2) Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig über die Leistungen, die andere 

fachlich Beteiligte zu erbringen haben, und über die mit diesen vereinbarten Termine/Fristen. 
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(3) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den anderen fachlich Beteiligten die notwendigen Angaben und 

Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringen können. 

 

(4) Der Auftragnehmer hat seine Leistungen vor ihrer endgültigen Ausarbeitung mit dem Auftraggeber 

und den anderen fachlich Beteiligten abzustimmen. Wenn während der Ausführung der Leistungen 

Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auftreten, 

hat der Auftragnehmer unverzüglich schriftlich die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 

 

 

§ 3 Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 

(1) Der Auftragnehmer ist zur Wahrung der Rechte und Interessen des Auftraggebers im Rahmen der 

ihm übertragenen Leistungen berechtigt und verpflichtet. Er hat den Auftraggeber unverzüglich über 

Umstände zu unterrichten, aus denen sich Ansprüche gegen Unternehmen ergeben können. Die 

Geltendmachung derartiger Ansprüche obliegt dem Auftraggeber. 

 

(2) Den Auftraggeber bindende Erklärungen, insbesondere solche mit finanziellen Verpflichtungen, 

darf der Auftragnehmer nicht abgeben. Dies gilt auch für den Abschluss, die Änderung und Ergänzung 

von Verträgen sowie für die Vereinbarung neuer Preise. 

 

(3) Der Auftragnehmer darf unbeschadet § 3 Abs. 3 Dritten ohne Einwilligung des Auftraggebers keine 

Unterlagen aushändigen und keine Auskunft geben, die sich auf das Vorhaben beziehen. 

 

 

§ 4 Auskunftspflicht des Auftragnehmers 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anforderung über seine Leistungen unverzüglich und 

ohne besondere Vergütung Auskunft zu erteilen, bis das Rechnungsprüfungsverfahren für 

abgeschlossen erklärt ist. 

 

 

§ 5 Herausgabeanspruch des Auftraggebers 

Die vom Auftragnehmer zur Erfüllung dieses Vertrages angefertigten Unterlagen, wie z. B. Pläne, 

digitale Daten, sind an den Auftraggeber ohne besondere Vergütung herauszugeben; sie werden 

dessen Eigentum. Die dem Auftragnehmer überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber 
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spätestens nach Erfüllung des Auftrages zurückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf 

diesem Vertragsverhältnis beruhen, sind ausgeschlossen. 

 

 

§ 6 Zahlungen 

(1) Auf Anforderung des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen 

Leistungen einschließlich Umsatzsteuer gewährt. 

 

(3) Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer den überzahlten Betrag zu erstatten. Leistet er 

innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zugang des Rückforderungsschreibens nicht, befindet er sich 

mit seiner Zahlungsverpflichtung in Verzug und hat Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem 

Basiszinssatz des § 247 BGB zu zahlen. Auf einen Wegfall der Bereicherung kann sich der 

Auftragnehmer nicht berufen. 

 

 

§ 7 Kündigung 

(1) Auftraggeber und Auftragnehmer können den Vertrag nur aus wichtigem Grund schriftlich 

kündigen. Einer Kündigungsfrist bedarf es nicht. 

 

(2) Wird aus einem Grund gekündigt, den der Auftraggeber zu vertreten hat, erhält der Auftragnehmer 

für die ihm übertragenen Leistungen die vereinbarte Vergütung unter Abzug der nachgewiesenen 

ersparten Aufwendungen.  

 

(3) Hat der Auftragnehmer den Kündigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis dahin 

vertragsgemäß erbrachten, in sich abgeschlossenen und nachgewiesenen Leistungen zu vergüten 

und die für diese nachweisbar entstandenen notwendigen Nebenkosten zu erstatten. Der 

Schadensersatzanspruch des Auftraggebers bleibt unberührt. 

 

 

§ 8 Verjährung von Mängelansprüchen 

(1) Die Ansprüche des Auftraggebers aus diesem Vertragsverhältnis verjähren in fünf Jahren. 

 



Allgemeine Vertragsbedingungen  Anlage 3 zum Vertrag 

Seite 4 von 6 

(2) Die Verjährungsfrist beginnt mit der schriftlichen Erklärung des Auftraggebers, dass die Leistung 

vertragsgemäß erbracht ist. 

 

 

§ 9 Haftung 

(1) Haftet der Auftragnehmer wegen schuldhafter Verletzung seiner Vertragspflichten, so hat er den 

Schaden und die vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten anderen Schäden in voller Höhe zu 

ersetzen. Im Übrigen haftet er für jede Pflichtverletzung bis zur Höhe der tatsächlich abgeschlossenen 

Haftpflichtversicherung, mindestens bis zur Höhe der im Vertrag vereinbarten Deckungssummen der 

Haftpflichtversicherung. 

 

(2) Für die Verletzung gewerblicher Schutzrechte haftet im Verhältnis der Vertragsparteien zueinander 

der Auftragnehmer allein, wenn er selbst das geschützte Verfahren oder die Verwendung geschützter 

Gegenstände angeboten oder wenn der Auftraggeber die Verwendung vorgeschrieben und auf das 

Schutzrecht hingewiesen hat. 

 

(3) Soweit eine Vertragspartei von dem Dritten für einen Schaden in Anspruch genommen wird, den 

die andere Vertragspartei zu tragen hat, kann sie verlangen, dass ihre Vertragspartei sie von der 

Verbindlichkeit gegenüber dem Dritten befreit. Sie darf den Anspruch des Dritten nicht anerkennen 

oder befriedigen, ohne der anderen Vertragspartei vorher Gelegenheit zur Äußerung gegeben zu 

haben. 

 

 

§ 10 Haftpflichtversicherung 

(1) Der Auftragnehmer muss eine Berufshaftpflichtversicherung nachweisen. Er hat zu gewährleisten, 

dass zur Deckung eines Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz in Höhe der im Vertrag 

genannten Deckungssummen besteht. Es ist der Nachweis zu erbringen, dass die Maximierung der 

Ersatzleistung mindestens das Zweifache der Versicherungssumme beträgt. Bei 

Arbeitsgemeinschaften muss Versicherungsschutz für jedes Mitglied bestehen. 

 

(2) Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf 

Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des Fortbestehens 

des Versicherungsschutzes abhängig machen. 
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(3) Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit 

Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. 

 

 

§ 11 Streitigkeiten, Gerichtsstand 

(1) Bei Streitigkeiten aus dem Vertrag soll der Auftragnehmer zunächst die der vertragschließenden 

Stelle unmittelbar vorgesetzte Behörde anrufen. 

 

(2) Soweit die Voraussetzungen gem. § 38 der Zivilprozessordnung (ZPO) vorliegen, richtet sich der 

Gerichtsstand für Streitigkeiten nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers 

zuständigen Stelle. 

 

(3) Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen. 

 

(4) Bei Auslegung des Vertrages ist ausschließlich der in deutscher Sprache abgefasste 

Vertragswortlaut verbindlich. Erklärungen und Verhandlungen erfolgen in deutscher Sprache. Für die 

Regelung der vertraglichen und außervertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt 

ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 

 

§ 12 Arbeitsgemeinschaft 

(1) Sofern eine Arbeitsgemeinschaft Auftragnehmer ist, übernimmt das mit der Vertretung beauftragte, 

im Vertrag genannte Mitglied die Federführung. 

Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft dem Auftraggeber gegenüber. Beschränkungen 

seiner Vertretungsbefugnis, die sich aus dem Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenüber 

dem Auftraggeber unwirksam. 

 

(2) Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft 

auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 

 

(3) Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an den im 

Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher Weisung 

geleistet. Dies gilt auch nach Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 
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§ 13 Schriftform 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 

 

§ 14 Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer ist gemäß Umsatzsteuergesetz in Abschlagsrechnungen mit dem zum Zeitpunkt 

des Entstehens der Steuer, in Teilschluss- und Schlussrechnungen mit dem zum Zeitpunkt des 

Bewirkens der Leistung geltenden Steuersatz anzusetzen; bei Überschreiten von Vertragsfristen, die 

der Auftragnehmer zu vertreten hat, gilt der bei Fristablauf maßgebende Steuersatz. 


